
 
Kleine Anfrage 
Volker Richter (AfD) und Arno Enners (AfD) vom 25.04.2023 
Finanzierung von Vereinigungen und Organisationen der sog. Asyl- und  
Flüchtlingshilfe – Teil II 
und  
Antwort  
Minister für Soziales und Integration 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 
Vereinigungen und Organisationen der Asyl- und Flüchtlingshilfe erhalten von der Kommunal- bis zur  
EU-Ebene öffentliche Fördergelder als Zuwendung, Kostenerstattung oder Gegenleistung für konkrete  
Leistungsaufträge sowie als sog. institutionelle Förderung, Dauer- oder Projektförderung. Einer einschlägigen 
durch die Bertelsmann Stiftung herausgegebenen Studie sind hierzu folgende Besonderheiten zu entnehmen: 
V. a. etablierte Organisationen der in Rede stehenden Art erzielen durch die Professionalität ihrer Organi- 
sationsstruktur, mehrjährige Erfahrung und „persönliche Kontakte“ zu den zuständigen Behörden hohe Erfolge 
bei der Fördermittelbeantragung, wobei die damit erlangten Gelder vielfach an weniger etablierte Vereinigun-
gen weitergegeben werden, die mangels ausreichender Organisationsstruktur selbst keinen Fördermittelantrag 
stellen. Treten antragstellende Organisationen gegenüber zuständigen Behörden im Verbund auf, geben diese 
der Fördermittelbeantragung zudem vermehrt statt. Gleichsam stellen Vereinigungen und Organisationen der 
Asyl- und Flüchtlingshilfe ihre Finanzierung auch sicher, indem sie stetig Projekte erfinden, deren vermeintli-
che „Durchführung“ sie durch öffentliche Fördermittel finanziert erhalten – oder die Normierung einer Dauer-
förderung in Förderrichtlinien erreichen, deren zweckgerechte Verwendung unbelegt erscheint. Des Weiteren 
beziehen einzelne Initiativen der Flüchtlings- und Asylhilfe eine Anschubfinanzierung, an die sich mangels 
Vorlage tragfähiger Arbeits- und Finanzierungskonzepte jedoch keine weiterführende Finanzierung anschließt 
– was die Durchführung weiterer Aktivitäten somit zweifelhaft erscheinen lässt. Zudem erhalten v. a. kurzfristig 
gegründete Vereinigungen der Asyl- und Flüchtlingshilfe i. d. R. ad hoc hohe Mengen nicht vollständig ver- 
brauchbarer öffentlicher Fördermittel, deren weiterer Verbleib zumeist unklar bleibt. Weiterhin wird durch 
mehrere öffentliche Förderprogramme mit identischer Zweckbestimmung eine Mehrfachfinanzierung derselben 
Zielsetzung aufseiten von Vereinigungen und Organisationen der Asyl- und Flüchtlingshilfe ermöglicht. Dar-
über hinaus entrichten einzelne Kommunen Gelder an Vereinigungen und Organisationen der in Rede stehenden 
Art, auch wenn in jenen Kommunen keine zu betreuenden Flüchtlinge ansässig sind. Weiteren Berichten nach 
sollen Vereinigungen und Organisationen Asyl- und Flüchtlingshilfe vermehrt öffentliche Fördermittel zur Er-
stattung für Leistungen und Aufwendungen erhalten haben, ohne dass die genaue Höhe und Zweckbestimmung 
bzw. die tatsächliche Erbringung der zur Erstattung verlangten Leistungen/Aufwendungen belegt ist. Trotz der 
aufgezeigten Umstände wird aber dennoch vermehrt die Entbürokratisierung der Mittelbeantragung und ein 
Abbau formaler Auflagen, wie der Nachweispflicht über die Mittelverwendung, gefordert. 
 
Vorbemerkung Minister für Soziales und Integration: 
Für die Beantwortung der Kleinen Anfrage wurden nachfolgende Parameter angelegt: Der Ant-
wortzeitraum bezieht sich auf die abgeschlossenen Jahre der aktuellen 20. Wahlperiode. Es wur-
den zudem ausschließlich Mittelzuwendungen und Hilfen berücksichtigt, die seitens des Landes 
gewährt wurden, da durch die Landesregierung keine Aussage über die übrigen gewährenden 
Stellen in eigener Zuständigkeit getroffen werden kann. Förderungen über Lottomittel wurden 
ebenfalls nicht berücksichtigt. Unter „Vereinigungen und Organisationen der sog. Asyl- und 
Flüchtlingshilfe“ werden all jene Vereinigungen und Organisationen gefasst, deren Kerntätigkeit 
sich auf die Asyl- und Flüchtlingshilfe beschränkt und die gerade nicht auch in anderen Auf- 
gabenfeldern tätig sind. 
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit 
dem Chef der Staatskanzlei, dem Minister des Innern und für Sport, dem Minister der Finanzen, 
dem Minister der Justiz, dem Kultusminister, der Ministerin für Wissenschaft und Kunst, dem 
Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen sowie der Ministerin für Umwelt,  
Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz wie folgt: 
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Frage 1. In welchen der unter dem Punkt 1 der Kleinen Anfrage „Finanzierung von Vereinigungen und 
Organisationen der sog. Asyl- und Flüchtlingshilfe – Teil I“ erfragten Fälle sind die öffentlichen 
Mittel vonseiten der gewährenden Behörden oder Gebietskörperschaften zurückgefordert worden 
und aus welchen jeweiligen Gründen? 

 
Dazu liegen der Landesregierung keine Daten vor.  
 
 
Frage 2. In wie vielen der unter dem Punkt 1 der Kleinen Anfrage „Finanzierung von Vereinigungen und 

Organisationen der sog. Asyl- und Flüchtlingshilfe – Teil I“ erfragten Fälle bestand die Gewährung 
der öffentlichen Fördermittel in einer Anschubfinanzierung, an welche sich keine weitführenden 
Aktivitäten der betreffenden Vereinigung oder Organisation angeschlossen haben? 

 
Nach der Verwaltungsvorschrift (VV) Nr. 1.2 Satz 3 zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 
ist eine „Anschubfinanzierung“ im Sinne einer Anfinanzierung von Vorhaben, deren Gesamt- 
finanzierung nicht gesichert ist, unzulässig. 
 
 
Frage 3. Anhand welcher Maßnahmen beabsichtigt die Hessische Landesregierung der Praxis 
 a) der Erstattung vermeintlicher Leistungen und Aufwendungen ohne Beleg über die genaue Höhe 

und Zweckbestimmung der gewährten Gelder bzw. über die tatsächliche Erbringung der zur 
Erstattung verlangten Leistungen und Aufwendungen, 

 b) der Ausschüttung hoher Geldbeträge insb. an kurzfristig gegründete Initiativen ohne Nachweis 
über die genaue Verwendung und den genauen Verbleib der ausgezahlten Gelder, 

 c) der Mehrfachfinanzierung identischer Zielsetzungen innerhalb derselben Vereinigung oder  
Organisation, 

 d) des fortwährenden Erfindens von tatsächlich nicht durchgeführten, aber sodann aus öffentlichen 
Fördermitteln finanzierten Projekten,  

 Einhalt zu gebieten? 
 
Das Zuwendungsverfahren (Antragsverfahren, Bewilligung, Auszahlung, Überwachung und 
Nachweis der Verwendung) ist in §§ 23 und 44 LHO und den dazugehörigen Verwaltungsvor-
schriften geregelt. Danach ist immer die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung nach-
zuweisen. Kann diese vom Zuwendungsempfänger nicht nachgewiesen werden, ist der Zuwen-
dungsbescheid aufzuheben; ausgezahlte Zuwendungen sind zurückzufordern. Bei Anhaltspunkten 
für unzutreffende Angaben im Verwendungsnachweis kann die Verwaltung durch Vorortprüfun-
gen den Sachverhalt aufklären. 
 
Erkenntnisse, die eine Anpassung der geltenden Vorschriften erfordern würden, liegen der  
Landesregierung nicht vor. 
 
 
Frage 4. Beabsichtigt die Hessische Landesregierung die Entbürokratisierung der Mittelbeantragung und die 

Lockerung oder Beseitigung formaler Auflagen, wie der Nachweispflicht über die Mittelverwen-
dung, voranzutreiben und – falls ja – aus welchem Grund? 

 
Die Entbürokratisierung von Verwaltungsverfahren ist auch bei der Gewährung von Zuwendun-
gen ein wichtiges Thema. Dabei ist immer zwischen der angestrebten Vereinfachung und sich 
daraus ergebenden Missbrauchsmöglichkeiten abzuwägen. Die bestehenden Verwaltungsvor-
schriften geben die Möglichkeit, in geeigneten Fällen Vereinfachungen zuzulassen. Ein vollstän-
diger Verzicht auf den Nachweis einer zweckentsprechenden Verwendung ist aus rechtlichen 
Gründen (§ 26 Abs. 1 Satz 2 Haushaltsgrundsätzegesetz, § 44 Abs. 1 Satz 2 LHO) nicht möglich. 
 
 
Wiesbaden, 27. Juli 2023  

Kai Klose 
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